Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3415 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ea 5/72 


Bonn, den 10, Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung be- 
stimmter, die Gewährung von Zuschüssen aus dem EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, betreffender Fristen für die Jahre 
1971, 1972 und 1973. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verlängerung bestimmter, die Gewährung von Zuschüssen 
aus dem EAGFL, Abteilung Ausrichtung, betreffender Fristen 
für die Jahre 1971, 1972 und 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Fe- 
bruar 1964 über die Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Grantiefonds 
für die Landwirtschaft^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2591/70^), müssen die An- 
träge auf Zuschüsse aus dem Fonds, Abteilung Aus- 
richtung, der Kommission alljährlich bis zum 1. Okto- 
ber vorgelegt werden. Die Kommission muß zum 
31. Dezember des folgenden Jahres eine Entschei- 
dung in der Sache selbst treffen. Gemäß Artikel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 2591/70 des Rates vom 
17. Dezember 1970 über die Beteiligung des EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1971 ist der 
Termin für die Einreichung der Anträge für das 
Jahr 1971 auf den 31. März 1971, und gemäß Arti- 
kel 1 der Verordnung (EWG) Nr /72 des Rates 

vom 1972 über die Beteiligung des 

EAGFL, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1972^) 
ist der betreffende Termin für das Jahr 1972 auf den 
30. Juni 1972 verschoben worden. 

Uber die für das Jahr 1970 eingereichten Anträge 
konnte erst Ende Dezember 1971 entschieden wer- 
den, so daß mit der Prüfung der Vorhaben für 1971 
erst nach diesem Zeitpunkt begonnen werden konn- 
te. Dies macht es notwendig, den Termin, bis zu dem 
die Kommission eine Entscheidung in der Sache 
selbst über diese Vorhaben treffen muß, hinauszu- 
schieben. 

Die Prüfung der Vorhaben für 1972 kann erst nach 
diesem letzteren Termin erfolgen. Daher muß auch 
der Termin, bis zu welchem die Kommission über die 
Vorhaben für 1972 eine Entscheidung in der Sache 
treffen muß, hinausgeschoben werden. Es ist aller- 
dings nötig, den eingetretenen Rückstand allmählich 
wieder aufzuholen. 

Demzufolge dürfte es auch für das Jahr 1973 un- 
umgänglich sein, die für die Einreichung von Anträ- 


gen festgesetzte Frist zu verlängern; dies erscheint 
insbesondere am Hinblick auf die Erweiterung der 
Gemeinschaft notwendig, um den neuen Mitglied- 
staaten die Antragstellung zu erleichtern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Termin, bis zu dem die Kommission gemäß 
Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz zweiter Satz 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG über Anträge auf 
Zuschüsse aus dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, 
die innerhalb der in Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2591/70 für das Jahr 1971 und innerhalb 

der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr /72 

für das Jahr 1972 vorgesehenen Fristen bei ihr ein- 
gereicht wurden, entscheiden muß, wird für für das 
Jahr 1971 vorgelegte Vorhaben auf den 31. Dezem- 
ber 1972 und für für das Jahr 1972 vorgelegte Vor- 
haben auf den 30. September 1973 verschoben. 


Artikel 2 

Die in Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz erster 
Satz der Verordnung Nr. 17/64/EWG festgelegte 
Frist für die Einreichung von Anträgen auf Zuschüs- 
se aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrich- 
tung, wird in bezug auf Anträge für Zuschüsse für 
das Jahr 1973 in der Weise verlängert, daß die Mit- 
gliedstaaten die für das Jahr 1973 vorgesehenen 
Vorhaben bis spätestens zum 30. Juni 1973 verlegen 
müssen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
vom 1972, S. . . 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 
3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, S. 63 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 1972, S. . . 


Geschehen zu Brüssel, am 
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Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. über die für das Jahr 1970 eingereichten An- 
träge auf Zuschüsse hat die Kommission im März, 
Juli und Dezember 1971 entschieden. Wegen Perso- 
nalmangels wurden diese Entscheidungen mit ein- 
jähriger Verspätung gegenüber dem in der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Zeitpunkt ge- 
troffen. Die für das Jahr 1971 eingereichten Anträge 
auf Gewährung von Zuschüssen konnten deshalb 
erst ab Dezember 1971 geprüft werden. 

2. Die für den EAGFL beschlossene Personalver- 
stärkung wird frühestens in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1972 erfolgen. Andererseits wurde aber der 
Betrag von 160 Millionen RE, der zur Finanzierung 
der Vorhaben für 1970 vorgesehen war, für die Vor- 
haben für 1971 auf 200 Millionen RE erhöht. Selbst 
bei höchster Anstrengung wird es daher nicht 
möglich sein, den Rückstand aufzuholen. Für die für 
1971 eingereichten Vorhaben muß deshalb der Ter- 
min, bis zu welchem die Kommission eine Entschei- 
dung in der Sache selbst treffen muß, bis zürn 31. De- 
zember 1972 hinausgeschoben werden. 


3. Die Prüfung der für das Jahr 1972 eingereichten 
Anträge auf Zuschüsse wird daher erst nach diesem 
Termin in Angriff genommen werden können. Da 
bis zu dieser Prüfung die Personalverstärkung er- 
folgt sein wird, kann im Jahre 1973 ein Aufholen 
des Rückstandes um drei Monate erwartet werden. 
Der Termin, bis zu welchem die Kommission über die 
für 1972 eingereichten Vorhaben eine Entscheidung 
in der Sache selbst zu treffen hat, kann deshalb auf 
den 30. September 1973 angesetzt werden. 

4. Da die Prüfung der für das Jahr 1972 eingereich- 
ten Vorhaben nicht vor September 1973 abgeschlos- 
sen sein wird, und um den neuen Mitgliedstaaten 
Gelegenheit zur Einreichung von Anträgen auf 
Gewährung von Zuschüssen zu geben, erscheint es 
angebracht, die Frist zur Einreichung der Anträge 
für das Jahr 1973 bis zum 30. Juni 1973 zu verlän- 
gern. Dies würde den Mitgliedstaaten die Vorberei- 
tungsarbeiten erleichtern und - im Interesse der 
Antragsteller - die Frist zwischen der Einreichung 
des Auftrags und der Entscheidung der Kommission 
verkürzen, da die Anträge ohnehin nicht früher ge- 
prüft werden würden. 



